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 Bekanntmachung der Neubesetzung des Aufsichtsrats der KreisWohnungsbau GmbH 
 
 
 
Seit dem 22.7.2026 setzt sich der Aufsichtsrat der Kreis-Wohnungsbau GmbH Passau wie folgt 
zusammen: 
 

• Landrat Raimund Kneidinger, AR-Vorsitzender, Passau 
            

• Kreisrat Stephan Dorn, stellvertretender AR-Vorsitzender, Bürgermeister, Neuhaus am Inn 
     
• Kreisrat Christian Fürst, 1. Bürgermeister, Tiefenbach 
     
• Kreisrat Maximilian Rosenberger, 1. Bürgermeister, Hutthurm 
     
• Stadtrat Josef Haydn, Installateurmeister, Passau 
     
• Stadtrat Fritz Gerstl, Architekt, Passau 
     
• Christoph Helmschrott, Vorstandsvorsitzender der Sparkasse Passau, Passau 
     
• 1. Bürgermeisterin Rita Silbereisen, Fürstenzell 
     
• 1. Bürgermeister Josef Hasenöhrl, Büchlberg 

           
 

 
          
 
Die Geschäftsführung 
 

 
Stefan Schmidbauer 
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 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);  
Bebauungsplan „Haibach-West“, Gemarkung Beiderwies, 32. Änderung 
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB 

 
Der Bebauungsplan „Haibach-West“, Gmkg. Beiderwies wird im Bereich der Flurnummer 287/75, Gmkg. 
Beiderwies, durch die 32. Änderung neugeordnet, um die Bebauung mit einem Mehrfamilienhaus zu 
ermöglichen. Durch die Umstrukturierung auf dem Grundstück wird die vorhandene Siedlungsfläche effizient 
genutzt und ein Beitrag zur vorrangigen Innenentwicklung gemäß den Zielsetzungen der Bauleitplanung 
geleistet.  
 
Der Ferienausschuss der Stadt Passau hat den o.a. Bebauungsplan am 17.08.2026 als Satzung beschlossen.  
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Mit dem Tage der Bekanntmachung wird der Bebauungsplan rechtsverbindlich.  
 
Der Bauleitplan, die Begründung und ggf. weitergehende Unterlagen können unter folgender Internetadresse 
eingesehen werden: https://www.o-sp.de/passau/. Der Bebauungsplan mit Begründung sowie etwaige auf im 
Bauleitplan Bezug genommene DIN-Vorschriften bzw. Technische Regelwerke werden zudem vom heutigen 
Tage an im Neuen Rathaus, Rathausplatz 3, 94032 Passau, 2. Etage, Zimmer 206, während der Dienststunden 
zur öffentlichen Einsichtnahme bereitgehalten. Die Einsichtnahme der Unterlagen sowie die Möglichkeit über 
die Inhalte, Auskunft zu erlangen, sind nach möglichst vorheriger telefonischer Anmeldung unter 0851 / 396 – 
398 bzw. - 231 zu den Dienststunden möglich. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und 
von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und 
Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans, 
3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs und 
4. nach § 214 Abs. 2a im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 
ist darzulegen. Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene 
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
Passau, den 19.08.2026                  
STADT PASSAU 
Andreas Rother 
Oberbürgermeister 
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 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);  
Bebauungsplan „Graneck“, Gemarkung Haidenhof, 7. Änderung 
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB 

 
Der Geltungsbereich der 7. Änderung des Bebauungsplans „Graneck“ befindet sich im Westen der Stadt Passau 
im Stadtteil Auerbach und umfasst das Baugrundstück Flurnummer 394/42, Gmkg. Haidenhof. Ziel der 
Änderung des Bebauungsplanes ist es, insbesondere durch Erweiterung der Verkaufsfläche, den Standort der 
Filiale für die Zukunft zu erhalten, Arbeitsplätze und die Nahversorgung längerfristig zu sichern. Durch die 
Änderung werden die baurechtlichen Voraussetzungen für einen modernen Lebensmittelmarkt geschaffen als 
sinnvolle Weiterentwicklung im Hinblick auf das flächensparende Bauen. 
 
Der Ferienausschuss der Stadt Passau hat den o.a. Bebauungsplan am 17.08.2026 als Satzung beschlossen.  
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Mit dem Tage der Bekanntmachung wird der Bebauungsplan rechtsverbindlich.  
 
Der Bauleitplan, die Begründung und ggf. weitergehende Unterlagen können unter folgender Internetadresse 
eingesehen werden: https://www.o-sp.de/passau/. Der Bebauungsplan mit Begründung sowie etwaige auf im 
Bauleitplan Bezug genommene DIN-Vorschriften bzw. Technische Regelwerke werden zudem vom heutigen 
Tage an im Neuen Rathaus, Rathausplatz 3, 94032 Passau, 2. Etage, Zimmer 206, während der Dienststunden 
zur öffentlichen Einsichtnahme bereitgehalten. Die Einsichtnahme der Unterlagen sowie die Möglichkeit über 
die Inhalte, Auskunft zu erlangen, sind nach möglichst vorheriger telefonischer Anmeldung unter 0851 / 396 – 
398 bzw. - 231 zu den Dienststunden möglich. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und 
von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und 
Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans, 
3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs und 
4. nach § 214 Abs. 2a im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 
ist darzulegen. Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene 
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
Passau, den 19.08.2026                  
STADT PASSAU 
Andreas Rother 
Oberbürgermeister 
 


	INHALT SEITE

